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Der Vorstand der Deutsche Bahn AG kann auf deutsche Gerichte zählen. Nachdem das Unternehmen
die Gewerkschaft EVG und die Beschäftigten weiter mit Scheinangeboten hinhalten wollte, hatte die
EVG einen 50-stündigen Warnstreik, beginnend am 14. Mai, beschlossen. So sollte der Druck auf
den Konzern und andere Unternehmen im Kampf um die Tarifforderungen – 12 %, mindestens aber
650 Euro monatlich mehr für alle bei einem Jahr Laufzeit – erhöht werden.

Daraus wird nun nichts. Die Bahn AG versuchte am 13. Mai, den Warnstreik per Einlassung vor dem
Arbeitsgericht Frankfurt/Main zu verhindern. Mit Erfolg: Die Richterin hatte laut Medienberichten
in der Verhandlung mehrfach erklärt, dass sie den Streik für rechtlich problematisch halte. Mit
dieser Verbotsdrohung im Raum verband das Gericht den „Vorschlag“ eines verpflichtenden
Vergleichs zwischen Bahn AG und EVG. Die Bahn AG müsse, so der Vergleich, auf die Forderung
nach Umsetzung des gesetzlichen Mindestlohns für rund 2.000 Beschäftigte eingehen – dafür müsse
der Streik vom Tisch und eine intensive Verhandlungsrunde über die „restlichen“ Forderungen
starten.

Von diesen Forderungen der EVG ist keine zugesagt. Die Gewerkschaftsführung gab angesichts
eines drohenden Streikverbots und der vom Gericht in den Raum gestellten zusätzlichen Drohung,
dass im Falle eines Verbots auch Schadenersatzzahlungen für die anderen Warnstreiks in
Millionenhöhe auf sie zukommen könnten, klein bei. Sie ließ sich schlichtweg erpressen.

Es gibt nichts zu beschönigen

Die Bahn AG errang einen klaren Sieg, was sie triumphierend auch selbst betont. Für sie hat sich
der Gang vor Gericht gelohnt – zahlen sollen dafür die Beschäftigten.

Und die EVG-Spitze? Sie knickt ein. Ein Streik, der ohnedies abgeblasen wird, braucht schließlich
nicht verboten zu werden. Sie verzichtet darauf, selbst vor Gericht für das Streikrecht zu kämpfen,
sie lässt sich von dessen Drohszenarien einschüchtern – und sie verzichtet erst recht darauf, dessen
unverhohlene Parteinahme für die Bahn AG, diesen klaren Akt von Klassenjustiz anzuprangern.

Da die EVG nicht wie eine vorgeführte Papiertigerin dastehen will, macht sie auch noch gute Miene
zum bösen Spiel – und es damit noch schlimmer. In einer eigenen Presseerklärung entblödet sie sich
nicht, die Niederlage als Erfolg auszugeben. So erklärt ihr Verhandlungsführer Loroch: „Schon die
Androhung des Warnstreiks hatte Erfolg. Der Arbeitgeber hatte vor Gericht unmissverständlich
erklärt, dass er unsere Forderungen zum Mindestlohn erfüllt. Auf Anraten des Gerichts haben der
Arbeitgeber und wir einen Vergleich geschlossen.“

Der/Die Arbeit„geber“:in gibt einer Forderung nach und hält an der Ablehnung aller anderen fest.
Dieser „Erfolg“ reicht – und die EVG setzt den Streik „vorerst“ aus.

Für die Beschäftigten bei der Bahn bedeutet das einen herben Rückschlag. Statt ihre eigenen Kräfte
für die Tarifrunde und den Kampf gegen die drohende „Reform“ der Bahn zu stärken, knickt die
Gewerkschaftsführung ein. Bei den kommenden Verhandlungen droht ein Ausverkauf durch den
Apparat. Dazu müssen alle klassenkämpferischen Kolleg:innen jetzt klar und deutlich NEIN sagen.
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Vor Gerichten und in Mauschelrunden mit der Bahn AG wird nichts zu holen sein. Statt den
schrittweisen Rückzug anzutreten und diesen schönzureden, muss von der EVG gefordert werden,
die Verhandlungen für gescheitert zu erklären und die Urabstimmung zur Durchsetzung der
Forderungen möglichst rasch einzuleiten.

Darüber hinaus rächt sich die über Jahre von der EVG-Führung besonders intensiv betriebene Politik
der Klassenzusammenarbeit mit Unternehmen und Regierung. 2015 unterstützte die EVG gegen
andere Gewerkschaften und die Interessen der Arbeiter:innenklasse das Gesetz zur Tarifeinheit, also
eine weitere massive Einschränkung des Streikrechts. Jetzt wenden sich genau jene Gerichte gegen
die EVG, die ihre Spitze dereinst gegen andere in Stellung bringen wollte. Vertrauen in die
Bürokratie ist also fehl am Platz.

Folgerungen

Für die Beschäftigen gilt es, zwei zentrale Schlussfolgerungen zu ziehen, gerade wenn es darum
geht, wie der Kampf gegen den Konzern und die Klassenjustiz erfolgreich geführt werden kann:

1. Die bürgerlichen Gerichte stehen auf Seiten des Kapitals. Die gesamte Gewerkschaftsbewegung
muss die Erpressung durch das Arbeitsgericht Frankfurt/Main verurteilen und eine Kampagne
gegen jede Einschränkung des Streikrechts starten. Am 13. Mai traf es die EVG, morgen kann es
jede andere treffen.

2. Müssen sich die kämpferischen Gewerkschafter:innen in der EVG (und auch in der GDL)
organisieren und dafür eintreten, dass die Tarifrunde unter Kontrolle der Basis, von gewählten,
abwählbaren und rechenschaftspflichtigen Tarifkommissionen und Streikleitungen geführt wird. Die
gute Nachricht zum Schluss: Dazu gibt es einen ersten Ansatz: die Bahnvernetzung von Kolleg:innen
aus EVG und GDL. Unterstützt die Kolleg:innen oder, noch besser, wenn ihr Bahner:innen seid,
schließt Euch ihr an!


